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Der deutsche Patient im Lazarett Europa
Zur Europa-Koordination und -Kommunikation in Deutschland

Monika Wulf-Mathies & Bernd Hüttemann

Nach jedem Regierungswechsel stellt sich die Frage nach einer umfassenden 
Umgestaltung der Europa-Koordinierung der Bundesregierung. Die Debatte ist 
damit nicht neu. Seit vielen Jahren ist die deutsche Europa-Koordinierung ein 
„Dauerbrenner“. [1] Die unterschiedlichen Vorstellungen hierzu befinden sich 
vor allem im Spannungsfeld möglicher partei-, koalitions- und personalpoliti-
scher Vorstellungen. Kein Dauerbrenner ist der Zusammenhang zwischen Eur-
opa-Koordinierung und Europa-Kommunikation. Wenn die Reflexionsphase zur 
Zukunft Europas wirklich im Sinne der Bürger und Interessengruppen genutzt 
werden soll, muss sich einiges im Bereich der Koordinierung und Kommunika-
tion ändern. 

Trotz aller Rückschläge, der europä-
ische Integrationsprozess schreitet  

unentwegt voran. Die Relevanz der Euro-
papolitik als deutsche Innenpolitik nimmt 
stetig zu. Auch ohne die Ratifizierung 
des europäischen Verfassungsvertrages 
zwingen Erweiterung und vor allem eine 
vermeintliche oder tatsächliche „Brüs-
seler Regelungswut“ dazu, Positionen 
deutscher Europapolitik ständig auf 
den Prüfstand zu stellen. Zusätzlicher 
Koordinierungsbedarf besteht durch eine 
vermehrte öffentliche Diskussion euro-
päischer Themen und die kommende EU-
Ratspräsidentschaft Deutschlands 2007. 

In den zurückliegenden Monaten hat das 
Netzwerk Europäische Bewegung ver-
stärkt als Bindeglied zwischen den EU-
Akteuren in Deutschland gewirkt und auf 
Basis einer Vielzahl von Kontakten, Ge-
sprächen und Erhebungen eine Bedarfs-
analyse seiner Mitgliedsorganisationen, 
aber auch der politischen Institutionen 
erstellt, die im Konzept „Europa-Kom-
munikation & Europäische Vorausschau“ 
ihren konzeptionellen Rahmen gefunden 
hat. [2] 
 
Nun ist die Umsetzung und die Wei-
terentwicklung des Konzeptes  für die 
Gestaltung und Kommunikation der 
deutschen Europapolitik von großer 
Bedeutung. Sie kann aber nur dann 
gelingen, wenn die Zivilgesellschaft in 

der deutschen Europa-Koordinierung ein 
stärkeres Gewicht erhält. 

Die Europapolitik braucht aber auch 
neue Methoden: Großbritannien fordert 
„better regulation“, in Deutschland wird 
die „Offene Methode der Koordinierung“ 
verstärkt nachgefragt. [3]

Wenn es aktuell um die Verbesserung 
der Europa-Koordinierung der Bun-
desregierung geht, dann gilt es vor 
allem, klare Kompetenzstrukturen 
mit eindeutigen Ansprechpartnern für 
europäische Politik in Deutschland zu 
schaffen. Zivilgesellschaft ist hierbei ein 
alle Bürgerinnen und Bürger umfassen-
der Begriff. Das Netzwerk Europäische 
Bewegung konzentriert sich zunächst auf 
die organisierte Zivilgesellschaft, wie sie 
auch vom Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss definiert wird. [4]

Koordiniert hier wer? 

Die Europa-Koordinierung wird bis dato 
vom Auswärtigen Amt (AA) und vom 
Bundesfinanzministerium (BMF) wahrge-
nommen. Die Europaabteilungen beider 
Ministerien behandeln im Wesentlichen 
getrennte Gruppen von Politikfeldern, die 
sich an der Aufteilung im Ausschuss der 
Ständigen Vertreter (AStV) in Brüssel 
orientieren: die übergeordneten und 
nicht-vergemeinschafteten „AStV-II-The-

EU -in- BRIEF
Pläne - Positionen & Prognosen

Seite 1/5



E
U

 -
 i
n
 -

 B
R
IE

F
EU-in-Brief Nr. 05/02

22.09.2005

men“ werden durch das AA, die finanzpo-
litischen und wichtigen binnenmarktsre-
levanten Bereiche (einschließlich Umwelt, 
Gleichstellung, Jugend, etc.) durch das 
BMF vertreten (AStV-I).

Formal spielt das Bundeskanzleramt 
keine koordinierende Rolle, tatsächlich 
aber sprechen Interessenverbände das 
Bundeskanzleramt bei wichtigen Fragen 
direkt an. Der Einfluss des Bundeskanz-
leramtes bei „Kanzler-Themen“ ist groß. 
Der Einfluss des Kanzleramtes auf das 
zuständige AA im Bereich der Koordi-
nierung der immer wichtiger werdenden 
Europäischen Räte muss ebenfalls unter-
strichen werden.  
 
Für die meisten Interessengruppen sind 
die jeweiligen Europaabteilungen und 
sogar einzelne Referate in den Fachmi-
nisterien primäre Ansprechpartner. Der 
parlamentarische Bereich wird meist 
ausgespart. In wenigen Fällen werden 
ausschließlich die koordinierenden Euro-
paabteilungen in AA bzw. BMF kontak-
tiert. Überhaupt wird in den Mitgliedsor-
ganisationen des Netzwerks EBD beklagt, 
dass es keine zentrale Anlaufstelle gäbe. 
Auf Grund des außerordentlich hohen 
Spielraumes, den einzelne Fachministe-
rien genießen, setzen Interessengruppen 
ganz auf das Lobbying zu den Fachbeam-
ten in der Bundesregierung. Das Wirken 
der autarken Europaexperten in der 
Exekutive wird von vielen Kommentato-
ren als ein Grund für eine unzureichende 
Europa-Koordinierung wahrgenommen.  
 
Die Folge ist, dass sich die deutsche Eur-
opa-Koordinierung zunehmend fragmen-
tiert. Ministerien mit einem traditionell 
starken (auch persönlichem Bezug) zur 
Zivilgesellschaft beginnen in ihrem origi-
nären Themenfeld den Dialog mit den In-
teressengruppen rechtzeitig und intensiv 
(allen voran BMU). Sie vernachlässigen 
dafür aber die häufig fachübergreifende 
nationale Diskussion. 
 
Aus Sicht der Zivilgesellschaft müssen 
immer wieder interministerielle „Eifer-
süchteleien“ und Störmanöver (vor allem 

über den Umweg Brüssel) festgestellt 
werden. Die Interessengruppen, aber 
natürlich auch Akteure der EU-Ebene, 
nutzen dies eindeutig für ihre Partikular-
interessen aus. Mit verheerenden Kon-
sequenzen für die öffentliche Meinung in 
der Bundesrepublik. Für die Europäische 
Bewegung, die ein tragfähiges, offenes 
und proeuropäisches Netzwerk bildet, 
führt diese Fragmentierung zu unhaltba-
ren Ergebnissen. Brüssel und die Europä-
ische Kommission werden für „Fehlent-
wicklungen“ verantwortlich gemacht, die 
ihre Ursache bei nationalen Ministerien 
und Interessenvertretern haben. 

Europa-Kommunikation

Für jeden Fachmann im Bereich Public 
Affairs ist es eine Selbstverständlichkeit, 
politische Koordinierung und Öffentlich-
keitsarbeit zu verbinden. In der deut-
schen Europa-Koordinierung fehlt dieses 
wichtige Element einer modernen „rück-
gekoppelten“ Koordinierung, die dritte 
EU-Akteure einbezieht, weitgehend. 

Offiziell ist das Presse- und Informations-
amt der Bundesregierung (BPA) für die 
europäische Inlandsöffentlichkeitsarbeit 
zuständig. Eine Koordinierung dieser Öf-
fentlichkeitsarbeit mit BMF und AA findet 
aber leider nur unzureichend statt. Auch 
hier fehlt es an der notwendigen nach-
haltigen Rückkopplung mit der Zivilge-
sellschaft. 
 
So ist es kein Wunder, dass es seit Jah-
ren keinen kohärenten Kommunikations-
plan der Bundesregierung zur Europa-
Politik gibt. Es ist augenscheinlich, dass 
diese fehlende Europa-Kommunikation 
durch eine unbefriedigende Europa-Koor-
dinierung mit verursacht wird.
 
Seit dem Scheitern der Verfassungsrefe-
renden in Frankreich und den Niederlan-
den und verstärkt durch das Misslingen 
der Finanziellen Vorausschau treten in 
der deutschen Öffentlichkeit vermehrt 
europakritische Stimmen auf. Die The-
men, die eine meist überzogene und auf 
falschen Grundlagen beruhende Kritik 
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hervor bringen, beziehen sich überwie-
gend auf die „alten“ Politikfelder der „Eu-
ropäischen Gemeinschaft“ -  ausgehend 
vom Binnenmarkt und seinen „Spill-
over-Effekten“. Es ist der Bereich, der 
in Deutschland vor allem vom Bundesfi-
nanzministerium koordiniert wird.   
 
Angst vor allgemeiner Überregulierung 
(„Brüsseler Bürokratie“), aber auch vor 
konkreten Richtlinien (Dienstleistung, 
Rußfilter, Antidiskriminierung) waren 
und sind herrschende Themen in der 
deutschen Öffentlichkeit. Grundsatzfra-
gen der europäischen Integration wie 
die ökonomische und friedenspolitische 
Dividende der EU werden in der von 
Partikularinteressen bestimmten Debatte 
weitgehend ausgeblendet. Was bleibt, 
ist ein unverständliches Stimmengewirr 
verschiedenster Interessengruppen. Die 
künftige Bundesregierung sollte sich 
dem zivilgesellschaftlichen Dialog öffnen 
und sich auf eine breite Plattform der 
organisierten Zivilgesellschaft stützen, 
ein umfassendes Konzept der Europa-
Kommunikation erarbeiten. Nur wenn 
die Zivilgesellschaft frühzeitig in den eu-
ropapolitischen Dialog einbezogen wird, 
besteht die Chance, gefühlte Europafer-
ne für die Bürger zu überwinden.

Die Therapie 

Im Ergebnis muss die Bundesregierung 
sowohl gegenüber den anderen 24 Mit-
gliedsstaaten und den europäischen In-
stitutionen mit einer fachlich differenzier-
ten aber einheitlichen Stimme sprechen. 

Dies erfordert nicht nur die Herstellung 
eines handlungsfähigen Föderalismus, 
der die einheitliche Vertretung der In-
teressen Deutschlands in der EU durch 
den Bund gewährleistet, sondern auch 
eine Konzentration der europapolitischen 
Kompetenzen innerhalb der Bundesregie-
rung. 

Deutschland braucht einen Europa-Mini-
ster, der Sitz und Stimme im Bundeska-
binett hat und das Vertrauen des Bun-

deskanzlers genießt. Der Europa-Minister 
sollte kein eigenes Ministerium leiten. Er 
sollte je nach Ort der Europa-Abteilung 
organisatorisch entweder an das Bundes-
kanzleramt oder an das Auswärtige Amt 
angegliedert werden.

 
Entscheidend ist, dass er im Auftrage des 
Bundeskanzlers sowohl die Europa-Abtei-
lung als auch die Konferenz der Europa-
Staatsekretäre koordiniert.  
 
Die Frage, ob Europa-Minister und Eur-
opa-Abteilung im Auswärtigen Amt oder 
im Bundeskanzleramt angesiedelt wird, 
ist dabei nachrangig. Wichtig ist jedoch, 
den Weg, den das Netzwerk EBD und 
das Auswärtige Amt zur Einbindung der 
Zivilgesellschaft in die europapolitische 
Entscheidungsfindung begonnen haben, 
fortzusetzen und zu intensivieren. 

Europapolitische Koordinierung muss 
darüber hinaus sicherstellen, dass sowohl 
die eher innenpolitisch ausgerichtete 
nationale Standortpolitik als auch die 
integrationspolitische Dimension der Eu-
ropapolitik berücksichtigt werden. Dazu 
bedarf es der Einbeziehung von Fachbe-
amten der unterschiedlichen Ressorts in 
die neue Europa-Abteilung.

Es ist ein Unding, dass zwar Austausch-
beamte aus EU-Mitgliedsstaaten und aus 
deutschen Ländern die Perspektive der 
EU-Koordinierung erweitern, nicht aber 
Beamte aus Fachministerien. 

Europapolitik ist Innenpolitik und lässt 
sich deshalb nicht mehr wie eine Ange-
legenheit zwischenstaatlicher Verträge 
behandeln. Der Europa-Minister muss 
deshalb in die Lage versetzt werden, 
Innen-, Europa- und Außenpolitik mitein-
ander zu verknüpfen und einen breiten 
europapolitischen Dialog zu organisieren, 
um dem Vertrauensverlust der europä-
ischen Institutionen in der Bevölkerung 
entgegegenzuwirken. Das Netzwerk 
EBD ist bereit, ihn dabei engagiert zu 
unterstützen und sein know-how und 
das der in ihm zusammengeschlossenen 
Organisationen zur Verfügung zu stellen. 
Nun liegt es an der neuen Bundesregie-
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rung mit der Therapie zu beginnen. Der 
deutsche Patient im Lazarett Europa wird 
dann bald genesen.

 

Fußnoten: 

[1] : F. Mayer: Nationale Regierungs-
strukturen und europäische Integration; 
in: EuGRZ 2002, S. 111-124 (120).  
K.-R. Korte/A. Maurer: Innenpolitische 
Grundlagen der deutschen Europapo-
litik: Konturen der Kontinuität und des 
Wandels; in: H. Schneider, M. Jopp, 
U. Schmalz (Hg.): Eine neue deutsche 
Europapolitik? Rahmenbedingungen, 

Problemfelder, Optionen; Bonn 2001, S. 
195-230. [2] : im Volltext als PDF-Datei 
unter http://www.europaeische-bewe-
gung.de/fileadmin/files_ebd/PDF-Datei-
en/EBD_Europa-Kommunikation_2005.
pdf [3] : Die OMK erfreut sich im Eu-
ropabereich seit der Lissabon-Agenda zu-
nehmender Beliebtheit, zum Begriff und 
zur Einordnung: http://www.govecor.
org/glossary/mp.asp#OMC . Zu better 
regulation vgl. http://www.brtf.gov.uk/ 
[4] : Vgl.: http://www.esc.eu.int/docu-
ments/EESC_bridge/bridge_de.pdf . Th. 
Jansen: Zur Europäisierung der ,organi-
sierten‘ Zivilgesellschaft: Befund, Begriff 
und Perspektive; Brüssel 2004. 
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